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Â 

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Landessozialgerichts Berlin-
Brandenburg vom 16. Juni 2020 aufgehoben und die Sache zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung an dieses Gericht zurÃ¼ckverwiesen.

G r Ã¼ n d e :

I

1
Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Herabsetzung des zugunsten der KlÃ¤gerin
festgestellten Grads der Behinderung (GdB) von 50 auf 20.

2
Der Beklagte stellte bei der KlÃ¤gerin wegen einer Gewebeneubildung der linken
BrustdrÃ¼se fÃ¼r die Zeit der HeilungsbewÃ¤hrung von zwei Jahren einen GdB von
50 fest (Bescheid vom 20.4.2015). Einen spÃ¤teren, auf eine hÃ¶here Festsetzung
des GdB und Feststellung der Voraussetzungen des Nachteilsausgleichs â��Gâ��
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gerichteten Antrag lehnte er ab (Bescheid vom 2.6.2016). Nach Ablauf der
HeilungsbewÃ¤hrung zog er Ã¤rztliche Befunde bei und hob den Bescheid vom
20.4.2015 nach AnhÃ¶rung der KlÃ¤gerin auf, weil ein GdB von wenigstens 20 nicht
mehr erreicht werde. Diese Entscheidung sollte mit der Bekanntgabe des Bescheids
wirksam werden (Bescheid vom 8.9.2017). Auf den Widerspruch der KlÃ¤gerin und
nach weiteren Ermittlungen stellte der Beklagte den GdB Â nunmehr mit Wirkung
ab dem 8.9.2017Â  mit 20 fest und hob den Bescheid vom 8.9.2017 insoweit auf
(Widerspruchsbescheid vom 1.10.2018).

3
Vor dem SG hat die KlÃ¤gerin die Aufhebung des Bescheids vom 8.9.2017 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 1.10.2018 beantragt. Das SG hat diese
Bescheide ohne PrÃ¼fung der gesundheitlichen VerhÃ¤ltnisse der KlÃ¤gerin
aufgehoben, weil es der Beklagte versÃ¤umt habe, im Rahmen seiner
Herabsetzungsentscheidung den Bescheid vom 2.6.2016 aufzuheben, mit dem
nochmals ein GdB von 50 festgestellt worden sei (Urteil vom 12.11.2019). Die
Berufung des Beklagten hat das LSG zurÃ¼ckgewiesen. Zwar habe der Beklagte
den Bescheid vom 2.6.2016 nicht aufheben mÃ¼ssen, weil dieser keine
eigenstÃ¤ndige Feststellung Ã¼ber das Vorliegen eines GdB von 50 enthalten habe.
Jedoch sei durch den Widerspruchsbescheid die Aufhebung des Bescheids vom
20.4.2015 bereits ab dem 8.9.2017 und damit in unzulÃ¤ssiger Weise fÃ¼r einen in
der Vergangenheit liegenden Zeitraum verfÃ¼gt worden. Dies fÃ¼hre zur
Aufhebung der Absenkungsentscheidung in GÃ¤nze, weil diese in zeitlicher Hinsicht
nicht teilbar sei und daher auch fÃ¼r nachfolgende ZeitrÃ¤ume nicht
aufrechterhalten werden kÃ¶nne (Urteil vom 16.6.2020).

4
Mit seiner Revision rÃ¼gt der Beklagte eine Verletzung des Â§Â 48 AbsÂ 1 SatzÂ 1
SGBÂ X. Das LSG gehe zwar zutreffend davon aus, dass der GdB rechtswidrig fÃ¼r
einen Zeitraum vor der Bekanntgabe des Bescheids vom 8.9.2017 herabgesetzt
worden sei. Jedoch sei die Herabsetzung mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft, also ab der
Bekanntgabe dieses Bescheids, aufrechtzuerhalten gewesen. Der
Aufhebungsbescheid als solches sei kein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung, hebe
aber einen solchen auf und erhalte dadurch in seiner Regelungswirkung eine
zeitliche Komponente. Es kÃ¶nne daher zwischen der RechtmÃ¤Ã�igkeit einer
Aufhebung fÃ¼r die Vergangenheit und der einer Aufhebung fÃ¼r die Zukunft
unterschieden werden. Insoweit sei der aufhebende Verwaltungsakt teilbar.

5
Der Beklagte beantragt,
das Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 16.6.2020 aufzuheben
und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an dieses Gericht
zurÃ¼ckzuverweisen.

6
Die KlÃ¤gerin beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

                               2 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html


 

II

7
Die Revision des Beklagten ist zulÃ¤ssig und im Sinne der Aufhebung des
Berufungsurteils und ZurÃ¼ckverweisung der Sache an das LSG zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung begrÃ¼ndet (Â§Â 170 AbsÂ 2 SatzÂ 2 SGG).

8
1.Â Die Revision ist nicht bereits deshalb im vorgenannten Umfang begrÃ¼ndet,
weil das LSG durch den Einzelrichter entschieden (Â§Â 155 AbsÂ 3 und 4 SGG) und
selbst die Revision zum BSG wegen grundsÃ¤tzlicher Bedeutung der Rechtssache
zugelassen hat. Denn den Beteiligten ist im vorliegenden Fall dadurch nicht ihr
gesetzlicher Richter (ArtÂ 101 AbsÂ 1 GG) entzogen worden (absoluter
Revisionsgrund nach Â§Â 202 SatzÂ 1 SGG iVm Â§Â 547 NrÂ 1 ZPO). Zwar ist die
Entscheidung solcher Rechtssachen grundsÃ¤tzlich dem LSG-Senat in seiner vollen
Besetzung und mit ehrenamtlichen Richtern (Â§Â 33 AbsÂ 1 SatzÂ 1 SGG)
vorbehalten. Jedoch sind Ausnahmen von diesem Grundsatz in der Rechtsprechung
des BSG ua fÃ¼r den Fall anerkannt, dass das LSG in einem Parallelverfahren zu
einem Rechtsstreit entscheidet, den der LSG-Senat in voller Besetzung bereits
entschieden hat oder wenn beim BSG bereits Revisionen zu ParallelfÃ¤llen
anhÃ¤ngig sind, auf die das LSG Bezug nimmt (vgl BSG Urteil vom 1.6.2022
Â BÂ 3Â KS 1/21Â RÂ  juris RdNrÂ 9Â f; BSG Urteil vom 29.1.2019 Â BÂ 2Â U 5/18Â R
Â  juris RdNrÂ 13Â ff). Eine solche Ausnahme liegt hier vor. Denn das LSG hat im
angegriffenen Urteil die ZulÃ¤ssigkeit der Entscheidung durch den Einzelrichter
begrÃ¼ndet und dabei ausdrÃ¼cklich auf die beim BSG damals bereits
anhÃ¤ngigen Revisionsverfahren Bezug genommen. Zugleich hat es auf die
stÃ¤ndige Rechtsprechung des LSG-Senats als Ganzem zu der die
Revisionszulassung begrÃ¼ndenden Rechtsfrage hingewiesen, ohne von dieser
abzuweichen.

9
2.Â Die Revision ist aber deshalb im tenorierten Umfang begrÃ¼ndet, weil der
Senat nicht abschlieÃ�end entscheiden kann, ob das LSG die Berufung des
Beklagten gegen das den Bescheid vom 8.9.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 1.10.2018 vollstÃ¤ndig aufhebende Urteil des SG zu
Recht zurÃ¼ckgewiesen hat. Zwar waren diese Bescheide teilweise schon deshalb
aufzuheben, weil die Voraussetzungen fÃ¼r die vom Beklagten darin verfÃ¼gte
Herabsetzung des GdB auch fÃ¼r die Vergangenheit nicht vorlagen (hierzu
unterÂ a). Dies allein begrÃ¼ndet jedoch nicht die Rechtswidrigkeit dieser
Bescheide auch fÃ¼r die Zeit nach der Bekanntgabe des Bescheids vom 8.9.2017
(hierzu unterÂ b). Ob die Herabsetzung des GdB der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit nach
der Bekanntgabe des Bescheids vom 8.9.2017 aus anderen GrÃ¼nden rechtswidrig
war, kann mangels ausreichender tatsÃ¤chlicher Feststellungen des LSG zu den
gesundheitlichen VerhÃ¤ltnissen der KlÃ¤gerin nicht entschieden werden (hierzu
unterÂ c).

10
a)Â Der Bescheid des Beklagten vom 8.9.2017 in der Gestalt des
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Widerspruchsbescheids vom 1.10.2018 (Â§Â 95 SGG) ist rechtswidrig, soweit darin
der GdB der KlÃ¤gerin auch fÃ¼r Zeiten vor der Bekanntgabe des Bescheids vom
8.9.2017 herabgesetzt und der Bescheid vom 20.4.2015 auch insoweit aufgehoben
worden ist.

11
Rechtsgrundlage fÃ¼r die Herabsetzung des GdB der KlÃ¤gerin ist Â§Â 48 AbsÂ 1
SatzÂ 1 SGBÂ X. Danach ist ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung fÃ¼r die Zukunft
aufzuheben, wenn in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei
seinem Erlass vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eingetreten ist. Diese
Norm erlaubt eine Ã�nderung der GdB-Festsetzung lediglich fÃ¼r die Zukunft.

12
Aufzuhebender Verwaltungsakt mit Dauerwirkung ist hier der Bescheid vom
20.4.2015, mit dem der Beklagte den GdB der KlÃ¤gerin auf 50 festgesetzt hatte.
DemgegenÃ¼ber enthÃ¤lt der Bescheid vom 2.6.2016 keine eigenstÃ¤ndige
Festsetzung des GdB. Vielmehr hatte der Beklagte darin die Ã�nderung des bereits
festgesetzten GdB Â und die Feststellung der Voraussetzungen des
Nachteilsausgleichs â��Gâ��Â  lediglich abgelehnt.

13
Entgegen Â§Â 48 AbsÂ 1 SatzÂ 1 SGBÂ X hat der Beklagte seinen Bescheid vom
20.4.2015 mit dem von der KlÃ¤gerin angefochtenen Herabsetzungsbescheid vom
8.9.2017 in der Gestalt, die er durch den Widerspruchsbescheid vom 1.10.2018
erhielt, nicht nur mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft, sondern bereits mit Wirkung ab
dem 8.9.2017 und damit zum Teil auch fÃ¼r die Vergangenheit aufgehoben. Denn
gemÃ¤Ã� Â§Â 39 AbsÂ 1 SatzÂ 1 SGBÂ X wird ein Verwaltungsakt gegenÃ¼ber
demjenigen, fÃ¼r den er bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird, erst in dem
Zeitpunkt wirksam, indem er ihm Â iS des Â§Â 37 SGBÂ XÂ  bekannt gegeben wird.
Auch wenn das LSG den genauen Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheids vom
8.9.2017 nicht festgestellt hat, steht doch mit Bindungswirkung fÃ¼r den Senat
(Â§Â 163 SGG) fest, dass diese Bekanntgabe erst an einem Â sich im Ã�brigen auch
nicht aus den Akten ergebendenÂ  Tag nach dem 8.9.2017 erfolgt ist.

14
Die nach Â§Â 48 AbsÂ 1 SatzÂ 2 SGBÂ X geltenden Voraussetzungen fÃ¼r die damit
bewirkte Herabsetzung des GdB auch fÃ¼r die Vergangenheit lagen aber nicht vor.
Dies hat die Vorinstanz in revisionsrechtlich nicht zu beanstandender Weise
festgestellt und steht zwischen den Beteiligten zu Recht auÃ�er Streit.

15
b)Â FÃ¼r Zeiten nach der Bekanntgabe des Bescheids vom 8.9.2017 wird die
Rechtswidrigkeit der angegriffenen Bescheide nicht allein durch die Â soeben
dargestellteÂ  rechtswidrige Herabsetzung des GdB auch fÃ¼r die Vergangenheit
begrÃ¼ndet. Vielmehr hat der Senat mit Urteilen vom 16.12.2021 (BÂ 9Â SB
6/19Â RÂ  SozR 4-1300 Â§Â 48 NrÂ 40 Â juris RdNrÂ 23Â ff und BÂ 9Â SB 7/19Â RÂ 
juris RdNrÂ 21Â ff) bereits entschieden, dass ein Verwaltungsakt, der rechtswidrig
einen GdB fÃ¼r die Vergangenheit herabsetzt, rechtlich teilbar und damit teilweise
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aufhebbar ist, wenn er zugleich eine hiervon abtrennbare rechtmÃ¤Ã�ige
Herabsetzung des GdB fÃ¼r die Zukunft beinhaltet.

16
Von einer solchen Teilbarkeit des den GdB herabsetzenden Verwaltungsakts in eine
rechtswidrige in die Vergangenheit und eine rechtmÃ¤Ã�ige nur in die Zukunft
wirkende Regelung ist auch hier grundsÃ¤tzlich auszugehen.

17
Ob ein Verwaltungsakt teilbar und damit auch teilweise aufgehoben sowie teilweise
angefochten werden kann, richtet sich nach dem zugrunde liegenden materiellen
Recht und der Auslegung des angegriffenen Bescheids. Teilbar sind in der Regel
betragsmÃ¤Ã�ig, zahlenmÃ¤Ã�ig, zeitlich, Ã¶rtlich, gegenstÃ¤ndlich oder personell
abgrenzbare Teile einer Entscheidung. Ein Bescheid enthÃ¤lt jedenfalls dann solche
abgrenzbaren oder abtrennbaren Teile, wenn er aus mehreren inhaltlich
voneinander unabhÃ¤ngigen, nur Ã¤uÃ�erlich zusammengefassten Regelungen (iS
des Â§Â 31 SatzÂ 1 SGBÂ X) besteht. AuÃ�er solchen selbststÃ¤ndigen,
voneinander unabhÃ¤ngigen Regelungen, die nur Ã¤uÃ�erlich in einem Bescheid
zusammengefasst sind, kÃ¶nnen aber auch abgrenzbare Teile einer einheitlichen
Regelung (iS des Â§Â 31 SatzÂ 1 SGBÂ X) aufgehoben werden. Dies setzt voraus,
dass der rechtlich unbedenkliche Teil in keinem untrennbaren bzw unauflÃ¶sbaren
inneren Zusammenhang mit dem rechtswidrigen Teil steht, sondern rechtmÃ¤Ã�ig
als selbststÃ¤ndiger Rest- oder Teilverwaltungsakt fortbestehen kann, ohne seinen
ursprÃ¼nglichen Bedeutungsgehalt zu verÃ¤ndern. Ein Verwaltungsakt kann daher
dann teilweise aufgehoben werden, wenn ein (aufzuhebender) Teil der durch ihn
getroffenen (Gesamt-)Regelung in einer Weise tatsÃ¤chlich und rechtlich
abgetrennt werden kann, welche die verbleibende(n) (Teil)Regelung(en) fÃ¼r sich
allein genommen logisch sinnvoll und rechtmÃ¤Ã�ig fortbestehen lÃ¤sst (lassen).
So liegt es zumindest dann, wenn die erlassende BehÃ¶rde den verbleibenden
Verwaltungsakt von vornherein ohne den gesondert aufgehobenen Teil
rechtmÃ¤Ã�ig hÃ¤tte erlassen kÃ¶nnen und dÃ¼rfen, wenn also von Anfang an
eine VergÃ¼nstigung oder ein Eingriff auch in geringerer HÃ¶he oder Dauer
mÃ¶glich (gewesen) wÃ¤re. SchlieÃ�lich darf die Teilaufhebung Â wenn ein Gericht
sie vornimmtÂ  keine rechtlich geschÃ¼tzte Dispositionsbefugnis der erlassenden
BehÃ¶rde einschrÃ¤nken, indem sie ihr eine wesentlich geÃ¤nderte Regelung
aufzwingt, zu deren Erlass die BehÃ¶rde nicht ohnehin verpflichtet war und die sie
nicht ohne den aufgehobenen Teil erlassen hÃ¤tte (BSG Urteil vom 16.12.2021
Â BÂ 9Â SB 6/19Â RÂ  SozR 41300 Â§Â 48 NrÂ 40 Â juris RdNrÂ 25Â f; BSG Urteil
vom 16.12.2021 Â BÂ 9Â SB 7/19Â RÂ  juris RdNrÂ 23Â f, jeweils mwN).

18
Nach diesen rechtlichen Vorgaben ist auch der im Bescheid vom 8.9.2017 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 1.10.2018 verkÃ¶rperte Verwaltungsakt
Ã¼ber die Herabsetzung des GdB der KlÃ¤gerin und die Aufhebung des Bescheids
vom 20.4.2015 grundsÃ¤tzlich teilbar. Der nach dem teilweise erfolgreichen
Widerspruch maÃ�gebliche VerfÃ¼gungssatz umfasste als unterscheidbare
Regelungen (iS des Â§Â 31 SatzÂ 1 SGBÂ X) ua die Aufhebung des Bescheids vom
20.4.2015, die (Neu)Festsetzung des GdB auf 20 und Â diesen vorangestelltÂ  die
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Bestimmung, wonach diese Entscheidungen mit â��Wirkung ab 08.09.2017â��
ergehen. Der innere Zusammenhang zwischen der Wirksamkeitsbestimmung und
den nachfolgenden Regelungen ist im vorstehend beschriebenen Sinne logisch und
rechtlich auflÃ¶sbar. Denn der Restverwaltungsakt, der nach Aufhebung der
Absenkung des GdB fÃ¼r die Zeit vor der Bekanntgabe des Bescheids vom
8.9.2017 verbleibt, kann Â sofern die weiteren Voraussetzungen fÃ¼r die
Herabsetzung vorliegen (hierzu sogleich unterÂ c)Â  fÃ¼r sich genommen
rechtmÃ¤Ã�ig bestehen bleiben. Dadurch tritt der fÃ¼r die KlÃ¤gerin mit der GdB-
Herabsetzung verbundene Eingriff in die ihr mit Bescheid vom 20.4.2015
zuerkannte Rechtsposition spÃ¤ter ein und ist von geringerer Dauer. Zudem
entspricht die verbleibende Aufhebung des Bescheids vom 20.4.2015 und
Herabsetzung des GdB auf 20 fÃ¼r die Zukunft auch dem mutmaÃ�lichen Willen
des Beklagten, der den Widerspruchsbescheid vom 1.10.2018 ausdrÃ¼cklich auf 
Â§Â 48 SGBÂ X iVm Â§Â 152 AbsÂ 1 SGBÂ IX gestÃ¼tzt hat, wonach ein
Verwaltungsakt mit Dauerwirkung â��fÃ¼r die Zukunft aufzuhebenâ�� ist, soweit in
den tatsÃ¤chlichen und rechtlichen VerhÃ¤ltnissen eine wesentliche Ã�nderung
eintritt.

19
c)Â Ob die Herabsetzung des GdB der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit nach der
Bekanntgabe des Bescheids vom 8.9.2017 aus anderen GrÃ¼nden rechtswidrig war
oder die streitbefangenen Bescheide die Voraussetzungen des Â§Â 48 AbsÂ 1
SatzÂ 1 SGBÂ X erfÃ¼llen und im Ã�brigen Bestand haben, kann mangels
ausreichender tatsÃ¤chlicher Feststellungen zu den gesundheitlichen
VerhÃ¤ltnissen der KlÃ¤gerin nicht entschieden werden.

20
Eine wesentliche Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse iS des Â§Â 48 AbsÂ 1 SatzÂ 1
SGBÂ X ist vorliegend bereits durch Ablauf der im Bescheid vom 20.4.2015
festgesetzten HeilungsbewÃ¤hrung von zwei Jahren eingetreten (vgl TeilÂ A NrÂ 7
BuchstÂ b Anlage zu Â§Â 2 Versorgungsmedizin-Verordnung â�� Anlage
â��Versorgungsmedizinische GrundsÃ¤tzeâ��). FÃ¼r die Zeit danach ist der GdB
nach den konkreten Auswirkungen der vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen zu
bemessen (BSG Urteil vom 11.8.2015 Â BÂ 9Â SB 2/15Â RÂ  SozR 4-1300 Â§Â 48
NrÂ 31 RdNrÂ 15 mwN). Die Herabsetzung des bei der KlÃ¤gerin im Bescheid vom
20.4.2015 festgesetzten GdB wÃ¤re daher nur dann rechtmÃ¤Ã�ig, wenn die im
entscheidungserheblichen Zeitpunkt des Erlasses des Widerspruchsbescheids (vgl
BSG Urteil vom 16.12.2021 Â BÂ 9Â SB 6/19Â RÂ  SozR 4-1300 Â§Â 48 NrÂ 40 â��
juris RdNrÂ 39; BSG Urteil vom 12.10.2018 Â BÂ 9Â SB 1/17Â RÂ  SozR 4-1200
Â§Â 66 NrÂ 8 RdNrÂ 14 mwN) im Oktober 2018 vorliegenden
GesundheitsstÃ¶rungen keinen (Gesamt-)GdB von 50 begrÃ¼ndeten. Dies zu
beurteilen ist dem Senat nicht mÃ¶glich, weil das angegriffene Urteil â�� vom dort
vertretenen Rechtsstandpunkt aus konsequent â�� keine Feststellungen zum
Gesundheitszustand der KlÃ¤gerin zu diesem Zeitpunkt enthÃ¤lt.

21
Diese Feststellungen wird das LSG im wieder erÃ¶ffneten Berufungsverfahren
nachholen mÃ¼ssen. Sollte sich danach fÃ¼r den entscheidungserheblichen
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Zeitpunkt des Erlasses des Widerspruchsbescheids Â dh zum Zeitpunkt seiner
Bekanntgabe (Â§Â§Â 37, 39 AbsÂ 1 SGBÂ X; BSG Urteil vom 21.10.2021 Â BÂ 5Â R
28/21Â RÂ  BSGEÂ 133, 64 = SozR 4-2600 Â§Â 56 NrÂ 11, RdNrÂ 13; BSG Urteil vom
1.6.2006 Â BÂ 7aÂ AL 76/05Â RÂ  BSGE 96, 285 = SozR 4-4300 Â§Â 122 NrÂ 4,
RdNrÂ 13; BSG Urteil vom 14.3.1996 Â 7Â RAr 84/94Â  juris RdNrÂ 20; BSG Urteil
vom 25.1.1994 Â 7Â RAr 14/93Â  BSGE 74, 20 = SozR 3-1300 Â§Â 48 NrÂ 32 Â juris
RdNrÂ 19)Â  ein GdB unter 50 ergeben, wird das LSG auch den Zeitpunkt der
Bekanntgabe des Bescheids vom 8.9.2017 feststellen mÃ¼ssen.

22
3.Â Das LSG wird im wieder erÃ¶ffneten Berufungsverfahren auch Ã¼ber die Kosten
des Revisionsverfahrens zu entscheiden haben.

Â 

Erstellt am: 27.04.2023

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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